
Anhang 1 : Gesetzliche Grundlagen 
 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bund esnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) vom 29.07.2009 
 
Auszüge, die speziell Biosphärenreservate und Natur a 2000 betreffen  
 

§ 25 
Biosphärenreservate 

 
(1)  
Biosphärenreservate sind einheitlich zu schützende und zu entwickelnde Gebiete, die 
1. großräumig und für bestimmte Landschaftstypen charakteristisch sind, 
2. in wesentlichen Teilen ihres Gebiets die Voraussetzungen eines Naturschutzgebiets, im Übrigen 
überwiegend eines Landschaftsschutzgebiets erfüllen, 
3. vornehmlich der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch hergebrachte 
vielfältige Nutzung geprägten Landschaft und der darin historisch gewachsenen Arten- und 
Biotopvielfalt, einschließlich Wild- und früherer Kulturformen wirtschaftlich genutzter oder nutzbarer 
Tier- und Pflanzenarten, dienen und 
4. beispielhaft der Entwicklung und Erprobung von die Naturgüter besonders schonenden 
Wirtschaftsweisen dienen. 
 
(2)  
Biosphärenreservate dienen, soweit es der Schutzzweck erlaubt, auch der Forschung und der 
Beobachtung von Natur und Landschaft sowie der Bildung für nachhaltige Entwicklung. 
 
(3)  
Biosphärenreservate sind unter Berücksichtigung der durch die Großräumigkeit und Besiedlung 
gebotenen Ausnahmen über Kernzonen, Pflegezonen und Entwicklungszonen zu entwickeln und wie 
Naturschutzgebiete oder Landschaftsschutzgebiete zu schützen. 
 
(4)  
Biosphärenreservate können auch als Biosphärengebiete oder Biosphärenregionen bezeichnet werden. 
 
 

Abschnitt 2 
Netz „Natura 2000“ 

 
§ 31  

Aufbau und Schutz des Netzes „Natura 2000“ 
 
Der Bund und die Länder erfüllen die sich aus den Richtlinien 92/43/EWG und 2009/147/EG 
ergebenden Verpflichtungen zum Aufbau und Schutz des zusammenhängenden europäischen 
ökologischen Netzes „Natura 2000“ im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie 92/43/EWG. 
 
 

§ 32  
Schutzgebiete 

 
(1)  
Die Länder wählen die Gebiete, die der Kommission nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 
92/43/EWG und Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2009/147/EG zu benennen sind, nach den in 
diesen Vorschriften genannten Maßgaben aus. Sie stellen das Benehmen mit dem Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit her. Dieses beteiligt die anderen fachlich betroffenen 
Bundesministerien und benennt die ausgewählten Gebiete der Kommission. Es übermittelt der 



Kommission gleichzeitig Schätzungen über eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft, die zur 
Erfüllung der Verpflichtungen nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG einschließlich der 
Zahlung eines finanziellen Ausgleichs insbesondere für die Land- und Forstwirtschaft erforderlich ist. 
 
(2)  
Die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG aufgenommenen 
Gebiete sind nach Maßgabe des Artikels 4 Absatz 4 dieser Richtlinie und die nach Artikel 4 Absatz 1 
und 2 der Richtlinie 2009/147/EG benannten Gebiete entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen zu 
geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 zu erklären. 
 
(3)  
Die Schutzerklärung bestimmt den Schutzzweck entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen 
und die erforderlichen Gebietsbegrenzungen. Es soll dargestellt werden, ob prioritäre natürliche 
Lebensraumtypen oder prioritäre Arten zu schützen sind. Durch geeignete Gebote und Verbote sowie 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen ist sicherzustellen, dass den Anforderungen des Artikels 6 der 
Richtlinie 92/43/EWG entsprochen wird. Weiter gehende Schutzvorschriften bleiben unberührt. 
 
(4)  
Die Unterschutzstellung nach den Absätzen 2 und 3 kann unterbleiben, soweit nach anderen 
Rechtsvorschriften einschließlich dieses Gesetzes und gebietsbezogener Bestimmungen des 
Landesrechts, nach Verwaltungsvorschriften, durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen oder 
gemeinnützigen Trägers oder durch vertragliche Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz 
gewährleistet ist. 
 
(5)  
Für Natura 2000-Gebiete können Bewirtschaftungspläne selbständig oder als Bestandteil anderer 
Pläne aufgestellt werden. 
 
(6)  
Die Auswahl und die Erklärung von Gebieten im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und des Absatzes 2 im 
Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels zu geschützten 
Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 richten sich nach § 57. 
 
 

§ 33  
Allgemeine Schutzvorschriften 

 
(1)  
Alle Veränderungen und Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-
Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen 
können, sind unzulässig. Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde kann unter 
den Voraussetzungen des § 34 Absatz 3 bis 5 Ausnahmen von dem Verbot des Satzes 1 sowie von 
Verboten im Sinne des § 32 Absatz 3 zulassen. 
 
(2)  
Bei einem Gebiet im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG gilt während der 
Konzertierungsphase bis zur Beschlussfassung des Rates Absatz 1 Satz 1 im Hinblick auf die in ihm 
vorkommenden prioritären natürlichen Lebensraumtypen und prioritären Arten entsprechend. Die §§ 
34 und 36 finden keine Anwendung. 
 
Fußnote 
§ 33 Abs. 1 idF d. G v. 29.7.2009 I 2542: Schleswig-Holstein - Abweichung durch § 24 Abs. 1 des 
Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) v. 24.2.2010 GVOBl. Schl.-H. S. 301 mWv 1.3.2010 (vgl. 
BGBl. I 2010, 450) § 33 Abs. 1 idF d. G v. 29.7.2009 I 2542: Berlin - Abweichung durch § 34 des 
Berliner Naturschutzgesetzes (NatSchG Bln) v. 29.5.2013 GVBl. BE S. 140 mWv 9.6.2013 (vgl. 
BGBl. I 2013, 2830) 



 
§ 34 

Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten; Ausnahmen 
 
(1)  
Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen 
eines Natura 2000-Gebiets zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen 
Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, und nicht unmittelbar 
der Verwaltung des Gebiets dienen. Soweit ein Natura 2000-Gebiet ein geschützter Teil von Natur und 
Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 ist, ergeben sich die Maßstäbe für die Verträglichkeit aus dem 
Schutzzweck und den dazu erlassenen Vorschriften, wenn hierbei die jeweiligen Erhaltungsziele 
bereits berücksichtigt wurden. Der Projektträger hat die zur Prüfung der Verträglichkeit sowie der 
Voraussetzungen nach den Absätzen 3 bis 5 erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
 
(2)  
Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, dass das Projekt zu erheblichen Beeinträchtigungen des 
Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen 
kann, ist es unzulässig. 
 
(3)  
Abweichend von Absatz 2 darf ein Projekt nur zugelassen oder durchgeführt werden, soweit es 
1. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer 
oder wirtschaftlicher Art, notwendig ist und 2. zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt 
verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht 
gegeben sind. 
 
(4)  
Können von dem Projekt im Gebiet vorkommende prioritäre natürliche Lebensraumtypen oder 
prioritäre Arten betroffen werden, können als zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen 
Interesses nur solche im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen 
Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder den 
maßgeblich günstigen Auswirkungen des Projekts auf die Umwelt geltend gemacht werden. Sonstige 
Gründe im Sinne des Absatzes 3 Nummer 1 können nur berücksichtigt werden, wenn die zuständige 
Behörde zuvor über das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine 
Stellungnahme der Kommission eingeholt hat. 
 
(5)  
Soll ein Projekt nach Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 4, zugelassen oder durchgeführt 
werden, sind die zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“ notwendigen 
Maßnahmen vorzusehen. Die zuständige Behörde unterrichtet die Kommission über das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit über die getroffenen Maßnahmen. 
 
(6)  
Bedarf ein Projekt im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, das nicht von einer Behörde durchgeführt wird, 
nach anderen Rechtsvorschriften keiner behördlichen Entscheidung oder Anzeige an eine Behörde, so 
ist es der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde anzuzeigen. Diese kann die 
Durchführung des Projekts zeitlich befristen oder anderweitig beschränken, um die Einhaltung der 
Voraussetzungen der Absätze 1 bis 5 sicherzustellen. Trifft die Behörde innerhalb eines Monats nach 
Eingang der Anzeige keine Entscheidung, 
 
kann mit der Durchführung des Projekts begonnen werden. Wird mit der Durchführung eines Projekts 
ohne die erforderliche Anzeige begonnen, kann die Behörde die vorläufige Einstellung anordnen. 
Liegen im Fall des Absatzes 2 die Voraussetzungen der Absätze 3 bis 5 nicht vor, hat die Behörde die 
Durchführung des Projekts zu untersagen. Die Sätze 1 bis 5 sind nur insoweit anzuwenden, als 
Schutzvorschriften der Länder, einschließlich der Vorschriften über Ausnahmen und Befreiungen, 
keine strengeren Regelungen für die Zulässigkeit von Projekten enthalten. 



 
(7)  
Für geschützte Teile von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 und gesetzlich geschützte 
Biotope im Sinne des § 30 sind die Absätze 1 bis 6 nur insoweit anzuwenden, als die 
Schutzvorschriften, einschließlich der Vorschriften über Ausnahmen und Befreiungen, keine 
strengeren Regelungen für die Zulässigkeit von Projekten enthalten. Die Verpflichtungen nach Absatz 
4 Satz 2 zur Beteiligung der Kommission und nach Absatz 5 Satz 2 zur Unterrichtung der Kommission 
bleiben unberührt. 
 
(8)  
Die Absätze 1 bis 7 gelten mit Ausnahme von Bebauungsplänen, die eine Planfeststellung ersetzen, 
nicht für Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuches in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 
30 des Baugesetzbuches und während der Planaufstellung nach § 33 des Baugesetzbuches. 
 
Fußnote 
§ 34 Abs. 1 Satz 2 idF d. G v. 29.7.2009 I 2542: Mecklenburg-Vorpommern - Abweichung durch § 21 
Abs. 6 des Naturschutzausführungsgesetzes (NatSchAG M-V) v. 23.2.2010 GVOBl. M.-V. S. 66 
mWv 1.3.2010 (vgl. BGBl. I 2010, 1621) 
 
 
 
 
Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur schutzgesetz 
(Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz – B bgNatSchAG) vom 21. 
Januar 2013 
 
Auszüge, die das Biosphärenreservat und die Naturwa cht betreffen  
  

§ 32 

Verwaltung der Großschutzgebiete  

(1)  
Das Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz als Fachbehörde für Naturschutz und 
Landschaftspflege verwaltet die Nationalparke, Naturparke und Biosphärenreservate. Es hat die 
Aufgabe, Maßnahmen für deren Entwicklung und Pflege zu koordinieren und durchzuführen sowie 
diese Gebiete zu betreuen und die Einhaltung der jeweils geltenden Schutzbestimmungen zu 
überwachen. Die Fachbehörde für Naturschutz und Landschaftspflege stellt für die pflege- und 
entwicklungsbedürftigen Bereiche dieser Gebiete Pflege- und Entwicklungspläne auf und schreibt sie 
fort. Die Pflege- und Entwicklungspläne können in Natura 2000-Gebieten die Funktion von 
Bewirtschaftungsplänen im Sinne von § 32 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes übernehmen.  
 
(2)  
Zur Abstimmung der naturschutzfachlichen Aufgaben nach Absatz 1 Satz 2 und 3 mit den Belangen 
der Gemeinden und den anderen örtlich oder sachlich beteiligten Behörden und Verbänden wird für 
die Naturparke und Biosphärenreservate jeweils ein Kuratorium gebildet. Die Einzelheiten seiner 
Zusammensetzung regelt das für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Mitglied der 
Landesregierung im Benehmen mit dem für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Ausschuss des Landtages.  
 
(3)  
Das für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Zuständigkeit für die Verwaltung des Nationalparks Unteres Odertal im 
Sinne von Absatz 1 Satz 1 und 2 und für die Wahrnehmung der Befugnisse und Aufgaben der 
Nationalparkverwaltung Unteres Odertal auf eine Einrichtung nach § 13 des 



Landesorganisationsgesetzes zu übertragen. Die Bestimmungen des § 13 Absatz 2 Satz 1 des 
Landesorganisationsgesetzes über die Errichtung einer Einrichtung bleiben unberührt.  
 
 

§ 33 
Naturschutzfonds 

 
(1)  
Unter dem Namen „Naturschutzfonds Brandenburg“ besteht eine rechtsfähige Stiftung des 
öffentlichen Rechts.  
 
(2)  
Die Stiftung hat den Zweck,  
1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft durchzuführen, 
zu fördern oder entsprechende vertragliche Vereinbarungen nach § 3 Absatz 3 des 
Bundesnaturschutzgesetzes abzuschließen,  
2. den Aufbau von Flächen- und Maßnahmenpools für die Eingriffsregelung vorzunehmen oder zu 
unterstützen,  
3. Grundstücke, die für den Naturschutz, die Landschaftspflege oder die Erholung besonders geeignet 
sind, zu erwerben, langfristig zu pachten oder den Erwerb oder die Anpachtung solcher Grundstücke 
durch andere geeignete Träger zu fördern,  
4. die Forschung und modellhafte Untersuchungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege einschließlich der modellhaften Neuanpflanzung von Alleen zu fördern,  
5. richtungsweisende Leistungen auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
auszuzeichnen und  
6. Öffentlichkeitsarbeit für den Naturschutz durchzuführen.  
Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke im Sinne der §§ 51 bis 
68 der Abgabenordnung.  
 
(3)  
Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben gemäß Absatz 2 aus  
1. dem Ertrag des Stiftungsvermögens,  
2. zweckgebundenen Zuweisungen aus dem Landeshaushalt, insbesondere der Ersatzzahlung nach § 6 
dieses Gesetzes und § 15 Absatz 6 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit der Zweck der 
Zuweisungen der Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 2 nicht entgegensteht,  
3. Zuwendungen Dritter, insbesondere Erträgnissen von Lotterien, Ausspielungen, Veranstaltungen, 
Sammlungen sowie Spenden.  
 
(4)  
Das für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landesregierung, unbebaute 
landeseigene Grundstücke, die für die Zwecke des Naturschutzes und der Landschaftspflege erworben 
oder sonst übertragen wurden und durch das für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige 
Ministerium verwaltet werden, unentgeltlich auf die Stiftung Naturschutzfonds Brandenburg zu 
übertragen. Die Stiftung ist sachlich von der Zahlung der Kosten (Gebühren und Auslagen) befreit, die 
die Gerichte für die Eintragung als Eigentümerin in das Grundbuch erheben. Die übertragenen 
Grundflächen sind ihrer Zweckbestimmung gemäß zu erhalten.  
 
(5)  
Der Naturschutzfonds Brandenburg wird durch den Stiftungsrat verwaltet. Der Stiftungsrat besteht aus 
dem für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Mitglied der Landesregierung oder seiner 
Vertretung und je einer Person des für Haushalt und Finanzen zuständigen Ministeriums, des für 
Wirtschaft zuständigen Ministeriums, des für Infrastruktur zuständigen Ministeriums, des für 
Landwirtschaft zuständigen Ministeriums sowie einer Person aus dem für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Ausschuss des Landtages, zwei Personen des Beirats bei der obersten 
Naturschutzbehörde und einer von den vom Land anerkannten, landesweit tätigen 



Naturschutzvereinigungen vorgeschlagenen Person. Das für Naturschutz und Landschaftspflege 
zuständige Mitglied der Landesregierung oder seine Vertretung übernimmt den Vorsitz. Das für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Mitglied der Landesregierung beruft die Mitglieder des 
Stiftungsrates auf Vorschlag der genannten Ministerien und des für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Ausschusses des Landtages auf fünf Jahre und bestimmt einen 
Geschäftsführer oder eine Geschäftsführerin.  
 
(6)  
Der Stiftungsrat beschließt eine Satzung, die der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde im 
Einvernehmen mit dem für Haushalt und Finanzen zuständigen Ministerium sowie dem Benehmen der 
für Naturschutz und Landschaftspflege sowie für Haushalt und Finanzen zuständigen Ausschüsse des 
Landtages bedarf.  
 
(7)  
Die Stiftung steht unter der Aufsicht des Landes. Die Aufsicht beschränkt sich darauf, die 
Rechtmäßigkeit der Verwaltung sicherzustellen. Rechtsaufsichtsbehörde ist das für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständige Ministerium.  
 
(8)  
Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Naturwacht beim Naturschutzfonds Brandenburg haben bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen des Absatzes 2 Nummer 1 und 6 die Befugnisse von 
Naturschutzhelfern und -helferinnen nach § 34 Absatz 2 Satz 2.  
 
 


